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Editorial
Liebe Leserinnen und Leser!
Auch heuer wieder bietet Ihnen die Juni-Num-
mer des ITA-Newsletter die Kurzfassungen der
Beiträge in den Parallelsitzungen der jährlichen
TA-Konferenz des ITA. Die Plenarvorträge von
H. Kubicek und R. Kollek präsentieren wir in
einer kurzen Zusammenfassung. Zusätzliche
Informationen über die Konferenz und die Prä-
sentationen können Sie unter http://www.oeaw.
ac.at/ita/ta04 auf der Homepage des Instituts fin-
den.
Das heurige Thema „Exklusive Technik?“ ent-
hält bewusst ein Fragezeichen, denn es war das
eigentliche Thema. Dieses kann am besten
durch Verlagerung der Betonung interpretieren
werden:
Exklusion durch Technik?
Nur durch Technik, primär durch Technik?
Keineswegs, wichtiger, gerade heute, ist noch
die Exklusion durch Institutionen, etwa durch
das neokonservative Marktpostulat, das zum
Ausschluss aller führt, die nicht für den Markt
produzieren; oder die Exklusion durch das Ef-
fizienzpostulat, die alle nicht stromlinienförmi-
gen McKinsey-Menschen ausschließt; oder die
Exklusion durch den Abbau des Sozialstaats mit
der Konsequenz der Marginalisierung derer,
die für sich bloß beschränkt sorgen können.
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Technik ist also sicherlich eine Ursache von Ex-
klusion, eine wichtige, aber gerade in unse-
rer Zeit möglicherweise nicht die wichtigste.
Ändern wir die Betonung: 
Exklusion durch Technik?
Natürlich gibt es Exklusion durch Technik und
einige Beiträge auf der TA'04 haben dies the-
matisiert – doch übersehen wir nicht, dass es
auch Inklusion durch Technik gibt. Wenn heu-
te auf der Welt fast 6 ½ Mrd. Menschen leben
können, 25 mal soviel wie zu Christi Geburt,
ist das nur durch Technik möglich: vom Wen-
depflug und Pferdekummet in der späten Völ-
kerwanderungszeit, über die Züchtung von
Roggen und der Erfindung der Dreifelderwirt-
schaft in der frühen Karolingerzeit, sowie der
Züchtung von (Champa-)Reis in der Song-Dy-
nastie (um die Jahrtausendwende), bis zur Ver-
kehrs-, Kommunikations- und Entsorgungstech-
nik unserer Tage, die alle die heutige Bevölke-
rungsdichte erst ermöglichen. Das ist Inklusion
durch Technik (und Organisation), weil diese
Menschen früher verhungert sind (Verhungern
ist wohl die Extremform der Exklusion). Bis in
die Frühphase der Industrialisierung bremste
auch in Europa der Hungertod das Bevölke-
rungswachstum. Machen wir die Gegenprobe:
Afrika ist für die heute dort vorhandene Tech-
nik übervölkert: Der Anteil an der Weltbevölke-
rung hat sich seit 1913 verdoppelt, mit der Kon-
sequenz eines erbitterten Kampfs um Ressour-
cen.
Es lässt sich übrigens beobachten, dass die Ein-
führung einer neuen Technik zunächst stets zu
Exklusion führt, doch dass die Selbstorganisa-
tion von Markt und Gesellschaft langfristig oft-
mals zu deren Überwindung führt. Freilich dau-
ert die Anpassung vielfach lange und wirft gro-
ße Probleme auf. Eine wichtige gesellschaftli-
che Aufgabe ist es daher, die Technik ex ante zu
gestalten, um die Übergangsprobleme zu ver-
meiden. Das war das eigentliche Thema un-
serer Veranstaltung.
Gunther Tichy
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Neue Technologien zwischen erweiter-
ten Handlungsspielräumen und einge-
schränktem Zugang waren Gegenstand
der diesjährigen TA'04 Tagung, die am
7. Juni in Wien stattfand. Rund 100 Teil-
nehmerInnen aus Österreich, Deutsch-
land und der Schweiz diskutierten einen
Tag lang gegenwärtige Entwicklungen
im Bereich der Informations- und Kom-
munikationstechnologien (IKT) sowie Bio-
und Medizintechnologien und damit ein-
hergehende Partizipationsmöglichkei-
ten, Prozesse der unfreiwilligen Erfas-
sung und des selbst gewählten Ausschlus-
ses. 
Die TA'04 stellte mit diesem Thema ein Pro-
blemfeld zur Diskussion, das nicht nur Wis-
senschafterInnen beschäftigt, sondern auch
medial und politisch zunehmend an Bedeutung
gewinnt: „Die Digitale Spaltung“, die vorrangig
den drohenden Ausschluss von ganzen Bevöl-
kerungsgruppen durch technologische Innova-
tionen thematisiert. Das Ziel der Tagung be-
stand allerdings auch im Aufzeigen von erwei-
terten Handlungsspielräumen und verschränk-
te in zwei Parallelsessions sowohl Fragen der
Inklusion und Exklusion. So versprechen zwar
IKT einerseits mehr Teilhabe an politischen Ge-
staltungsprozessen und einen vereinfachten Zu-
gang zu öffentlichen Diensten, andererseits be-
steht die Gefahr, dass bestimmte Gruppen vom
Nutzen der Digitalisierung ausgeschlossen wer-
den. Der biotechnologische Fortschritt wieder-
um verspricht jedem Menschen individuell
maßgeschneiderte Medikamente, die aber auf-
grund hoher Kosten exklusiv bleiben könnten.
In beiden Fällen spielen sowohl ökonomische
Zwänge als auch die zunehmende Komplexi-
tät im Kontext der Technikanwendungen eine
entscheidende Rolle. Es sind jedoch nicht im-
mer nur Exklusionsprozesse, die problematisch
werden könnten. So bietet die moderne Gen-
diagnostik die Möglichkeit von Massenscreen-
ings, die IKT ermöglichen eine umfassende Ü-
berwachung und Kontrolle – also von breiter,
teils gewollter, teils unerwünschter Einbezie-
hung. Damit geht es nicht zuletzt um die Akzep-
tanz und Verbreitung von technologischen Ent-
wicklungen. 
Das ITA konnte mit Herbert Kubicek von der
Universität Bremen und Regine Kollek von der
Universität Hamburg zwei renommierte Wis-
senschafterInnen gewinnen, die das Konferenz-
thema in einen sozialwissenschaftlichen bzw.
biotechnologischen Kontext stellten. 
Herbert Kubiceks Vortrag „Digital Divide – Ei-
ne neue Exklusion durch Technik?“ basierte
auf der Grundthese, dass sich mittlerweile ei-
ne „Veralltäglichung“ von Technik einstellt, die
zu einer weitgehenden Normalisierung hin-
sichtlich der technologischen Anwendungen
führt. Die sei vor allem auf Lernprozesse zu-
rückzuführen, die eine Durchdringung unse-
rer Arbeits- und Lebensbereiche mit neuen
Technologien ermöglichten. Vor diesem Hinter-
grund hinterfragte Kubicek die analytische Ge-
nauigkeit des Begriffs „Digitale Spaltung“. Die
dichotome Unterscheidung zwischen Nutze-
rInnen und Nicht-NutzerInnen greife demnach
zu kurz, um den Problembereich der digitalen
Kluft fassen zu können. Vielmehr ist eine Dif-
ferenzierung hinsichtlich der Kategorien Ge-
schlecht, Alter und Bildung notwendig, die ei-
ne kombinierte Betrachtung verlangen. Dies
sei insofern notwendig, so Kubicek, da trotz
steigender Zuwachsraten von InternetnutzerIn-
nen, die Abstände zwischen den Teilgruppen
immer größer werden. Eine große Bedeutung
wird dabei vor allem dem Bildungsbereich zu-
geschrieben. Dabei verfügt die Gruppe der hö-
her Gebildeten nicht nur über die notwendige
technische Ausstattung sondern auch über die
erforderlichen Fähigkeiten, um sich in der on-
line Welt zurechtzufinden. Wie können aber
diejenigen von neuen Technologien profitieren,
die keine höheren Schulen absolviert haben?
Weiters: Ist Zugang wirklich alles, um am heu-
tigen Arbeits- und Bildungsmarkt reüssieren
zu können? Kubicek betonte einmal mehr die
Wichtigkeit der Medienkompetenz – also der
Fähigkeit, Medien technisch und inhaltlich nut-
zen zu können. Hierbei geht es vor allem um




TA'04-Konferenz zu Fragen der Inklusion 
und Exklusion durch neue Technologien
das Sammeln von Erfahrungen. Während tra-
ditionelle Medien, wie Fernsehen oder Radio
relativ niedrige Anforderungsschwellen an ih-
re NutzerInnen stellen, sind die Voraussetzun-
gen für den Umgang mit neuen Medien ex-
trem hoch (PC, Internet Anschluss etc.). Die
Schaffung von Zugangsmöglichkeiten zu digi-
talen Netzwerken sei zwar der Schlüssel, um
dem Problem der „Digitalen Spaltung“ zu be-
gegnen, es ist aber unbestritten, dass der Ver-
mittlung von Kompetenzen in einem lern-
freundlichen Umfeld enorm große Bedeutung
zukommt. Dies gelte insbesondere für Jugend-
liche, die vorzeitig die Schule verlassen und oft-
mals den Zugang zu technischer Infrastruktur
verlieren. Anhand von Erfahrungen in zwei Ju-
gendfreizeitheimen in Bremen, zeigte der Vor-
tragende, wie Jugendliche zunächst spielerisch
Kompetenzen iFm Umgang mit dem Internet
erwerben, um in Folge auf die „ernstere“ Nut-
zung vorbereitet zu werden. Kubicek wies da-
rauf hin, dass die „Digitale Spaltung“ nur durch
„digitale Integration“ gelöst werden kann, die
von einer sozialen Integration begleitet wer-
den muss. Dazu bedarf es neben der Vermitt-
lung traditioneller Kulturtechniken auch der
Schaffung eines fördernden Umfelds und na-
türlich der Bereitschaft, auch lernen zu wollen. 
Regine Kollek thematisierte in ihrer Präsenta-
tion zu „Ethik und Technikfolgenabschätzung
– Herausforderungen für Theorie und Praxis“
die Hoffnungen und ethischen Kontroversen,
die sich gegenwärtig durch innovative biome-
dizinische Techniken ergeben. Kollek konsta-
tierte ein zunehmendes Interesse hinsichtlich
des Bedarfs an Nutzenanalysen von medizi-
nischen Technologien. Dabei kommt dem
„Health Technology Assessment“ (HTA) eine be-
sondere Bedeutung zu, trägt es doch dazu bei,
den Einsatz von medizinisch-technischen Inno-
vationen effizienter zu machen. Doch welche
ethischen Implikationen haben HTA-Analysen?
Welche gesellschaftliche Breitenwirkung kön-
nen HTA-Untersuchungsdesigns haben? Kollek
hielt fest, dass eine Vielzahl an klinischen Studi-
en unter sehr „optimalen“ Bedingungen durch-
geführt wird, die oft nur wenige Berührungs-
punkte zur Praxis aufweisen. Eine Reihe von
Rahmenvariablen, die etwa Auskunft über die
psychosoziale Situation von PatientInnen ge-
ben, werde ausgeblendet. HTA-Ergebnisse bau-
en zumeist auf sehr stringenten Studiendesigns,
die in erster Linie auf klinischen und ökono-
mischen Parameter basieren und gesellschaft-
liche, kulturelle und ethische Implikationen aus-
klammern. Kollek plädierte daher für eine Drei-
teilung bei der umfassenden und systemati-
schen Untersuchung und Bewertung der direk-
ten und indirekten Folgen von biomedizini-
schen Technologien. Demnach sollten HTA-
Analysen zum einen die physikalischen, bio-
logischen, medizinischen und ökologischen
Wirkungen von Technologien erläutern – zum
anderen seien aber auch gleichwertig die psy-
chologischen, sozialen und gesellschaftlichen
Auswirkungen zu berücksichtigen. Drittens dürf-
te nicht auf juristische und ethische Fragestel-
lungen vergessen werden. Kollek betonte zwar
die Schwierigkeit bei der Erfassung und Quan-
tifizierung mancher „weicher“ Faktoren (z. B.
psychische oder soziale), weist aber darauf hin,
dass gerade in der Medizin diesen Bewertungs-
faktoren eine besondere Bedeutung zukomme.
Die Vortragende bezeichnete dieses Span-
nungsfeld als ein „Aufwandsproblem“ des HTA
und identifiziert des Weiteren ein „Kategorien-
problem“ und ein „konzeptionelles Problem“.
Während das Kategorienproblem vor allem die
problematische Trennung von empirischen und
normativen Aspekten bei der Technikbewertung
diskutiert, geht es bei „konzeptionellen Pro-
blemen“ um die Integration von Analyseergeb-
nissen in ein einheitliches Bewertungsschema.
Ausgehend von einer Grundfrage des HTA,
nämlich „Welche Folgen hat eine bestimmte
biomedizinische Technologie für PatientInnen,
Leistungserbringer und Kostenträger?“, disku-
tierte Kollek den Wertbezug von empirischen
Befunden und stellt diesen in den Kontext der
„konsequentialistischen Ethik“. Konsequentia-
lismus sei demnach zu einem Rahmenkonzept
bei der Technologiebewertung geworden, wo-
nach aus einer vorgegebenen Theorie konkre-
te moralische Verpflichtungen abgeleitet und
medizinische Technologien bewertet werden.
Für PatientInnen können jedoch Richtungsent-
scheidungen, die bei der Erstellung von Stu-
diendesigns, Zielsetzungen etc. getroffen wer-
den, weit reichende (psychische und soziale)
Auswirkungen haben. Anhand der künstlichen
Befruchtung („In-Vitro-Fertilisierung“) erklärte
Kollek das Problem zwischen gesellschaftlichem
und individuellem Interesse hinsichtlich der An-
wendung einer medizinischen Technologie und
warf die Frage nach dem adäquaten Nutzen
auf. Gerade bei kostenintensiven Technologien,
die zudem eine relativ niedrige Erfolgsrate auf-
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weisen (wie z. B. die „In-Vitro-Fertilisierung“),
zeigt sich die Schwierigkeit, die gesellschaftli-
chen und individuellen Intentionen in Einklang
zu bringen. HTA müsse diese Differenzen und
unterschiedlichen Einschätzungen (z. B. jene
von ÄrztInnen und PatientInnen vs. VertreterIn-
nen der Kostenträger) in ihren Studien reflektie-
ren und berücksichtigen. Abschließend unter-
strich Kollek die Wichtigkeit einer multidimen-
sionalen und perspektiven-sensitiven Herange-
hensweise bei der Bewertung von biomedizi-
nischen Technologien, die in „integrierten Be-
wertungskonzepten“ Umsetzung finden sollen. 
Trotz der thematischen Unterschiede in den bei-
den Vorträgen, zeigt sich die Gemeinsamkeit in
der Betonung der Berücksichtung unterschied-
licher Zielgruppenbedürfnisse. Die „Digitale
Spaltung“ ist kontextabhängig und äußert sich
unterschiedlich. Das Resultat ist aber in jedem
Fall dasselbe: Jugendliche mit fehlender Me-
dienkompetenz im Bereich IKT und damit ge-
ringeren Chancen am Arbeitsmarkt können
ebenso unter persönlichen Leidensdruck ge-
raten, wie PatientInnen, denen der Zugang zu
bestimmten innovativen Medizintechnologien
verwehrt bleibt. Die Schaffung von Rahmen-
bedingungen für die digitale und soziale Inte-
gration von Gruppen wird damit zu einer ge-
sellschaftlichen Notwendigkeit, um den sozia-
len Zusammenhalt gewährleisten zu können. 
(Roman Winkler)






Institut für Technikfolgen-Abschätzung der 
Österreichischen Akademie der Wissenschaften
(ITA)
Ein wichtiges Charakteristikum des heutigen In-
ternet ist neben seiner kommunikativen Funk-
tion jene als Speichermedium. Eine Vielzahl
sog. „Virtueller Bibliotheken“ und online-zu-
gänglicher Datenbanken aller Art ermöglicht
den Zugriff auf eine stetig wachsende und auf
einfache Weise erreichbare Menge an Daten
und Informationen. Link-Sammlungen aber
auch generelle und spezialisierte Suchmaschi-
nen und Webkataloge vereinfachen den Zu-
gang und strukturieren diesen Informations-
raum. Die Zukunft wird vermutlich sophisti-
zierte Hypermedia-Strukturen und immer bes-
ser, d. h. zielgerichteter funktionierende Such-
maschinen bringen. Vor allem die Vision des sog.
„Semantic Web“, das auf einer meta-sprach-
lichen und damit maschinenlesbaren Beschrei-
bung der Inhalte basieren wird, könnte zu ei-
nem über die Thesauri und Katalogisierungs-
bemühungen der traditionellen Bibliotheken
weit hinaus gehenden „Wissensnetz“ führen.
Das „Wissen“ der Menschheit würde somit nur
ein paar Mausklicks entfernt allen offen stehen.
Soweit die Utopie.
Die sich abzeichnende Realität zu Beginn des
21. Jahrhunderts sieht anders aus: Digitale
Spaltung und Abschottung von Ressourcen fin-
det auf vielen Ebenen statt. Zunächst ist festzu-
stellen, dass die oben beschriebene Utopie frei-
lich nur für jenen Teil der Menschheit poten-
tiell wirksam werden kann, der überhaupt Zu-
gang zum Internet hat. Auch bei stetig wach-
senden Zahlen an Internet-NutzerInnen dür-
fen wir nicht aus den Augen verlieren, dass
ein Gutteil der Menschheit keinen Zugang zum
entstehenden Wissensnetz hat, auch in den
hoch-industrialisierten Ländern. Doch der phy-
sische Internetanschluss ist nur die offensicht-
lichste Einschränkung. Denn auch, wer „im
Netz“ ist, sieht sich mannigfachen Zugangs-
hürden gegenüber. Die Zeiten des anfänglich
hoch gepriesenen offenen Netzes sind vorbei,
seit Kostenrechnungsüberlegungen Einzug ge-
halten haben, auch wenn sich nach wie vor
unterschiedlich große, teilweise hoch dynami-
sche Enklaven des sog. „Open Movements“
erhalten haben und weiterentwickeln (etwa in
der Wissenschaft). Der Zugang zu den oben be-
schriebenen Informationsressourcen wird durch
juristische, technische, ökonomische und sozia-
le Barrieren abgeschottet: Digital Rights Ma-
nagement (DRM), proprietäre Dateiformate, in-
stabile Resourcen (wechselnde URLs), die Trus-
ted Computing Platform (TCP) sowie die stän-
dig notwendigen Soft- und Hardwareupdates
auf der einen Seite, hohe Lizenz- und Abon-
nementgebühren für Datenbankzugänge sowie
restriktive Urheberrechtsregime auf der ande-




Neue Technologien zwischen erweiterten 
Handlungsspielräumen und eingeschränktem Zugang
Beiträge zur Konferenz TA'04 am 7. Juni 2004 in Wien
In der Folge abgedruckt sind die Kurzfassungen der gehaltenen Vorträge. Die Präsen-
tationsfolien der meisten Beiträge sowie weitere Details zur Konferenz, inklusive Kon-
taktdetails zu den Vortragenden, finden Sie unter http://www.oeaw.ac.at/ita/ta04/.
Session 1a:
Digitale Spaltung – Neue Trends 
ren Seite verschließen den Fluss an Informa-
tionen oft bereits an der Quelle. Dazu kommen
noch soziale Barrieren, wie z. B. das Fehlen
der notwendigen Fertigkeiten bei der Hand-
habung der Suchmaschinen oder die Tatsa-
che, dass der reine Zugang zu einer Datenbank
noch nicht garantiert, dass die daraus gezo-
genen Informationen sinnvoll verwendet wer-
den können, denn dazu wird oft auch Kontext-
wissen oder „tacit knowledge“ notwendig sein,
das gerade nicht in den Datenbanken zu fin-
den ist.
Dieser Vortrag hat diese und weitere Zugangs-
hürden systematisiert, aus Technikfolgenab-
schätzungsperspektive analysiert und Lösungs-
optionen vorgestellt, wobei der Fokus auf den
neuen, durch die digitale Technik erst möglich




Lehrstuhl für Philosophische Grundlagen 
Kulturwissenschaftlicher Analyse, 
Europa-Universität Viadrina, Frankfurt/Oder 
Wie alles in der Welt der Informations- und
Kommunikationstechnologie und der Informa-
tionsgesellschaften sind die Open Source- und
Free Software-Bewegung1 vergleichsweise jung:
Ihre historischen Wurzeln liegen in den 1980er
Jahren. Nichtsdestotrotz haben sie in kurzer Zeit
erhebliche Wirkungen im Bereich der Software-
entwicklung und auf dem Markt für Software er-
zielt. Gezeigt wurde, dass es möglich ist, hoch-
wertige Programme und ein komplettes Be-
triebssystem inklusive zahlreicher Anwendun-
gen durch die hoch verteilte Tätigkeit freiwillig
zusammenarbeitender Menschen zu entwickeln.
Auf dieser Basis ist eine Alternative zu den pro-
prietären Betriebssystemen und Office-Produk-
ten des Quasi-Monopolisten Microsoft entstan-
den und neue Bewegung in die Softwaremärk-
te hineingetragen worden.
Der Vortrag thematisierte nicht so sehr die tech-
nischen Seiten quelloffener Software, sondern
ging auf ihre sozialen Aspekte ein; dabei wur-
de auch versucht, mögliche zukünftige Entwick-
lungen vorwegzunehmen. Natürlich hat die
Erörterung möglicher Entwicklungen den Cha-
rakter unsicherer Prognosen. Trotz allem Enthu-
siasmus der Unterstützer quelloffener Software
ist diese in ihren allgemein sozialen Auswirkun-
gen immer noch als marginal zu bezeichnen;
Open Source- und Free Software-Bewegung als
soziale Bewegungen können sich hinsichtlich
ihrer Bedeutung zurzeit noch nicht mit Umwelt-
schutz-, Menschenrechts- oder Antiglobalisie-
rungsbewegungen messen. Ob Open Source
und Free Software untereinander vergleichbar
sind, kann ebenfalls infrage gestellt werden –
Richard M. Stallman (2001) wirft Open Source
ja vor, in erster Linie technologische und nicht
soziale Aspekte zu beachten. Wie sie sich entwi-
ckeln werden, ist offen.
Gleichzeitig muss immer beachtet werden, dass
Quellen, die zu non-proprietärer Software nutz-
bar sind, oft zu persönlichen Bekenntnissen für
oder wider solche Software und der dahinter
liegenden Weltanschauungen zu mutieren –
dies ist ebenfalls sehr gut an Beiträgen in ent-
sprechenden Mailing-Listen zu erkennen. Die
Form der Auseinandersetzung verstellt oft den
Blick auf einige Aspekte non-proprietärer Soft-
ware, die gerade hinsichtlich ihrer sozialen Be-
deutung bedenkenswert und bedenklich er-
scheinen. Auch dies wurde in diesem Beitrag
thematisiert. Angesichts der sozialen Konflikte
und Strukturen kann bezweifelt werden, dass
die Hoffnungen, dass freie Software zu einer In-
klusion größerer Bevölkerungsgruppen bei der
Nutzung von IuK-Technologie beitragen kann,
berechtigt sind.
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1 Andere Bezeichnungen sind „quelloffene“, „freie“ oder
„libre software“; Aaron M. Renn (1998) schlägt die Be-
zeichnung „non-proprietäre Software“ vor. Im Folgenden
werden „quelloffen“, „frei“ und „non-proprietär“ synonym
verwendet.
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Gibt es die public domain? 
Institutionen und ihre Grenzen
in der Wissensgesellschaft
Ulrike Holtgrewe
Institut für Soziologie, Universität Duisburg 
Der Vortrag skizzierte am Beispiel der Urheber-
rechtsdiskussionen um die Musikindustrie und
das wissenschaftliche Publizieren die sozialen
Prozesse, in denen die Grenzen zwischen Märk-
ten und Öffentlichkeiten, zwischen Waren und
Nicht-Waren, zwischen Recht, Technik und Kul-
tur gezogen und verhandelt werden. In Pro-
zessen der Regulierung und Veränderung von
Regulierungen geistigen Eigentums handeln
Wissensgesellschaften ihren Umgang mit den
mutmaßlich zentralen Ressourcen Wissen, Inno-
vation und Innovativität aus – wobei sie diese
Ressourcen im selben Prozess erst als solche
spezifizieren. 
Der Vortrag konfrontierte zunächst die informa-
tionsökonomische Sicht auf Informations- und
Wissensgüter mit den Diskussionen um die Wis-
sensgesellschaft einerseits, der wissenssoziolo-
gischen Sicht auf den kontextuierten, prozessu-
alen, potenziellen und generativen Charakter
von Wissen. Betrachtet man Wissen als beste-
hend aus heterogenen Ensembles aus Informa-
tionsgütern, embodied Expertise in menschli-
chen Köpfen, intersubjektiven Prozessen des
sensemaking, Aufmerksamkeits- und Verste-
hens- und Selektionsleistungen, communities of
practice, Netzwerken, in denen all dies zirku-
liert usw., so produziert selbst die Wissenschaft
keineswegs essentiell öffentliche Güter. Viel-
mehr werden „die“ public domain ebenso wie
die geistigen Eigentumsrechte in Prozessen der
Produktion, Verwertung und Nutzung imma-
terieller Güter kontextspezifisch aktualisiert. 
Im Vergleich sind in der Musikindustrie und der
Wissenschaft die technischen Möglichkeiten di-
gitaler Informationsgüter in fast entgegenge-
setzte Richtungen der Kommodifizierung und
Dekommodifizierung genutzt worden: Im Mu-
sikbereich haben alsbald die Nutzer (im Bun-
de mit der IT-Industrie) die Möglichkeiten, digi-
tale Musik orts- und medienunabhängig zu be-
kommen, abzuspielen und zu verteilen, in ihre
kulturellen Alltagspraxen integriert, während
die Musikindustrie wenig erfolgreich dabei war,
den möglichen Mehrwert in ihre überkommenen
Geschäftsmodelle zu integrieren – nunmehr
versucht sie, ihre Eigentumsrechte und -ansprü-
che technisch zu forcieren und rechtlich abzu-
sichern.
In der Wissenschaft haben die kommerziellen
Verlage schon frühzeitig die Verwertung des
Mehrwerts digitaler Informationen übernehmen
können. Hier suchen erst neuerdings die Akteu-
re aus den Wissenschaften und Bibliotheken
wieder, den institutionalisierten Normen und
Selbstbeschreibungen einer public domain mehr
Gewicht zu verleihen und sie auch technisch zu
etablieren. 
„Die“ public domain ist also in der Tat schwer-
lich abgelöst von den Praxen, Kontexten und In-
stitutionen ihrer Nutzung aufzufinden. Mit der
Ausweitung und rechtlich-technischen Absiche-
rung der Verwertungsrechte aber werden be-
stimmte Produktionsweisen und -strategien be-
stimmter Informationsgüter gegenüber ande-
ren privilegiert: Die kommerzielle Produktion,
die sich an bestehenden Erwartungen und Re-
zeptionsgewohnheiten des Marktes orientiert,
die kleinteilige Kontrolle der Kunden und Nut-
zerInnen, die Mehrfachverwertung und die Kon-
zentration der content provider, die dazu in der
Lage sind (Boyle 2000; Lessig 2001). Deren
increasing returns führen so zu Monopolbil-
dung, Pfadabhängigkeit und Lock-in, also zu
einer überdeterminierten Konvergenz, Homo-
genisierung und Ultra-Stabilisierung bestehen-
der und kontingenter Technologien (Callon
1994; Boyle 2000). Und Monopolisten sind be-
kanntlich durchaus in der Lage, solche Prozes-
se selbst voranzutreiben, Pfadabhängigkeiten
zu forcieren, ihre Monopole auszubauen und
in die Zukunft zu verlängern.
Genetik als Gegenstand 
öffentlicher Gesundheitspolitik 
– Überlegungen zu einer 
TA-Strategie
Alfons Bora
Institut für Wissenschafts- und 
Technikforschung, Universität Bielefeld
Fragen der Genetik sind im Hinblick auf öf-
fentliche Gesundheitspolitik mindestens in fol-
genden drei Aspekten relevant: Zum einen im
Arzt-Patient-Verhältnis, welches mit sich verän-
dernden Diagnose- und Therapiemöglichkei-
ten neue Anforderungen an die professionelle
Beratungskompetenz stellt, wenn soziale Un-
gleichheiten vermieden werden sollen. Zum
zweiten in der Forschung, die auf populations-
genetische Informationen in Gestalt so genann-
ter Biobanken zurückgreifen will, um Krank-
heitsbilder zu analysieren und die damit Fragen
im Hinblick auf Schutz der Persönlichkeitsrech-
te, Zugangs- und Verwertungsmöglichkeiten
aufwirft. Und drittens auf dem Gebiet der Ge-
sundheitsvorsorge (Generalprävention), wo sich
die Frage nach der Einbeziehung genetischer
Diagnose- und Therapieoptionen stellt.
Unter Bezug auf eine in Deutschland durchge-
führte Pilotstudie unter Public-Health-Experten
wurden die oben genannten Fragenkreise dis-
kutiert. Im Ergebnis wurde für eine schnelle und
gezielte TA-Strategie in Kooperation mit Ge-
sundheitswissenschaften und Genetik plädiert.
Patienten als Anwender 




Fachbereich Technik und Gesellschaft, 
Basler & Hofmann, Zürich
Ob Beratung durch ein medizinisches Call-
Center oder persönliche Gesundheitsbetreu-
ung via E-Mail und SMS, ob Schmerzmana-
gement mittels Bildtelefon und PC von zu Hau-
se aus oder Online-Überwachung kritischer
Blutwerte durch Mikrosensoren: Telemedizini-
sche Lösungen für Patienten versprechen un-
ter anderem, die Qualität der medizinischen
Versorgung zu verbessern und zu Kostenein-
sparungen im Gesundheitswesen beizutragen.
Als weitere wichtige Zielsetzung wird häufig
die Selbstbestimmung der Patienten genannt.
Dank Telemedizin sollen Patienten künftig über
mehr gesundheitsrelevante Informationen und
bessere Wahlmöglichkeiten zwischen verschie-
denen medizinischen Angeboten verfügen. Ih-
re Entscheidungsgrundlagen sollen verbessert
und die Eigenverantwortung für ihre Gesund-
heit gestärkt werden.
Zu überprüfen, inwiefern dieses Postulat heu-
te und voraussichtlich in den kommenden Jah-
ren eingelöst wird, ist anspruchsvoll. Zum einen
ist Telemedizin keine Technologie, sondern be-
zeichnet eine große Vielfalt von Anwendun-
gen von Informations- und Kommunikations-
technologie in der Medizin, die unterschied-
lich ausgestaltet sein können. Zum anderen
existieren nur wenige Untersuchungen zu den
Folgen von Telemedizin, die wissenschaftlichen
Anforderungen genügen und als Grundlage für
die Beurteilung von Chancen und Risiken die-
nen können. Die aktuelle Studie „Telemedizin“
von TA-SWISS zielt daher weniger auf eine Be-
urteilung der Telemedizin als auf die Formu-
lierung von Kriterien, die bei der Ausgestal-
tung telemedizinischer Lösungen Anwendung
finden sollten, ab.
Entwicklungen, die die Selbstbestimmung der
Patienten beeinträchtigen können, sind teilwei-
se dem „digital divide“ zuzurechnen: Unter-
schiedliche Zugangsmöglichkeiten zur benötig-
ten Technologie, unterschiedliche Kenntnisse
und Fähigkeiten der Patienten beim Umgang
mit telemedizinischen Lösungen führen dazu,
dass ein Teil der Patienten von neuen Hand-
lungsspielräumen profitiert, während andere
mit dem Voranschreiten telemedizinischer An-
gebote, die herkömmliche medizinische Dienst-
leistungen verdrängen, an Handlungsfreiheit
verlieren. Patienten, die über ausreichende fi-





nanzielle Ressourcen verfügen, sind in der La-
ge, von telemedizinischen Zusatzangeboten zu
profitieren. Andere telemedizinische Leistungen
dagegen entwickeln sich möglicherweise zum
Standard für Patienten, die sich keine persön-
liche Behandlung leisten können.
Die Selbstbestimmung der Patienten wird auch
durch Mängel beim Datenschutz gefährdet, die
mit einem Kontrollverlust über gesundheitsre-
levante Daten einhergehen. Mängel bei der
Qualitätskontrolle telemedizinischer Lösungen
können unter anderem zur Manipulation der
Patienten führen. In der Schweiz wird disku-
tiert, mit Hilfe der Informations- und Kommu-
nikationstechnologie in der Medizin die Freiheit
der Patienten, Untersuchungen mehrfach vor-
nehmen zu lassen, zu einzuschränken. In vie-
len Fällen ist Telemedizin zudem mit einer Stan-
dardisierung medizinischer Lösungen verbun-
den, die den individuellen Bedürfnissen der Pa-
tienten nicht immer gerecht wird und deren
Wahlmöglichkeiten einschränkt. Generell ist die
Tendenz erkennbar, den Patienten mit zuneh-
mender Selbstbestimmung zusätzliche Risiken
aufzubürden. Mehr und mehr tragen Patienten
die Verantwortung für ihre medizinische Behand-
lung selbst, da beispielsweise die Betreiber me-
dizinischer Plattformen jede Haftung für die dort
vermittelten Informationen ausschließen. 
Klare und ausgewogene Regelungen darüber,
in welchen Bereichen und unter welchen Bedin-
gungen Telemedizin angewendet werden darf
und soll, sind daher geeignet, die Patienten
bei der Wahrnehmung ihrer Eigenverantwor-
tung zu unterstützen.
Erhaltung des solidarischen 
Gesundheitssystems durch 
Ausgrenzung von Scheininno
vationen: Health Technology 
Assessment als Methode
Claudia Wild
Institut für Technikfolgen-Abschätzung der 
Österreichischen Akademie der Wissenschaften
(ITA) 
Vor dem Hintergrund eines zunehmenden öko-
nomischen Drucks im öffentlichen Gesundheits-
wesen sind Überlegungen zu Rationalisierungs-
potentialen notwendig. Da – völlig unabhängig
vom politischen Weltbild – die solidarische Fi-
nanzierung der Gesundheitsversorgung eine
normative Voraussetzung für diese Überlegun-
gen sind, muss der Fokus, von „gleichem Zu-
gang aller BürgerInnen zu allen medizinischen
Leistungen“ stärker auf den gleichen Zugang zu
allen tatsächlich wirksamen Leistungen gelenkt
werden. Die (limitierten) Ressourcen müssen al-
so verstärkt zielgerichtet eingesetzt werden. Die
in allen westlichen Ländern zunehmend ein-
gesetzte Methode des Health Technology As-
sessments, die das Unterlassen unnötiger Leis-
tungen oder von Leistungen mit fragwürdigem
Nutzen (Rationalisierung) im Gegensatz zu Über-
legungen zur Rationierung (Vorenthalten wirk-
samer Leistungen) im wissenschaftlichen Visier
hat, wird anhand österreichischer Beispiele vor-
gestellt: die Möglichkeit der Exklusion von Schein-
innovationen ohne Qualitätsverlust für das Ge-
sundheitssystem und vor allem ohne Exklusi-
on von Bevölkerungsgruppen aus der Versor-
gung standen im Zentrum dieses Beitrages. 
Beispiele:
• Die frühe Aufnahme von technisch neuen
medizinischen Entwicklungen in den öster-
reichischen medizinischen Leistungskatalog,
bevor ihre Wirksamkeit und Überlegenheit
gegenüber herkömmlichen/etablierten und
oft kostengünstigeren Methoden bewiesen
wurde (Autologe Chondrozytenimplantation,
Kyphoplastie etc.).
• Die breite Anwendung von Pharmazeutika
oder Diagnostika, weit über ihr zugelassenes
Anwendungsspektrum hinaus, oft mit großen
Nebenwirkungen, aber keinem oder margi-
nalem Nutzen (diverse onkologische Präpa-
rate, Massenscreening).
• Der breite Einsatz von „Analog-/Me-too“
Präparaten mit geringem Innovationsgrad,
aber aufgrund des Patentschutzes hohen
Marktpreisen.
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Unser aller Individualität gib
uns heute … aber bitte gleich
biometrisch
Peter Bittner
Institut für Informatik, Humboldt Universität
Berlin
Erzwungene Inklusion?!
Das Problem, welches in diesem Beitrag disku-
tiert wurde, spiegelt sich in einem kleinen Stück
Text wider, den Leopold1 einem Reader zum
Thema „Mehr Sicherheit durch Biometrie?“ vo-
rangestellt hat: „Die Menschen machen sich
endlich auf, die Einzigartigkeit jedes Menschen
anzuerkennen – eine Utopie wird Wirklichkeit.
So könnte man meinen. Aber in einem völlig
anderen Kontext, als dies vielleicht in unserem
humanistischen Ideal und unseren vielleicht
naiven Vorstellungen erwartet haben: statt um
konkrete zwischenmenschliche Anerkennungs-
verhältnisse auf gleicher Augenhöhe geht es
um die Feststellung der Einzigartigkeit in ei-
nem hochabstrakten und hochkomplexen tech-
nischen Verfahren: und erst wenn das techno-
logische Verfahren die behauptete Identität ver-
bürgt, kann ich – vielleicht – auf die freie Ent-
faltung meiner Ich-Behauptung hoffen und
meiner Wege ziehen.“
Seit jenem 9/11 lässt sich zweifelsfrei erkennen,
dass man gewillt ist – auch unter Preisgabe von
Menschen- und Bürgerrechten – dem interna-
tionalen Terrorismus durch Einschränkung der
Bewegungsfreiheit aller (Terroristen) den Gar-
aus zu machen. Biometrie gilt als „key weapon
in the fight against global terrorism“. Der Visa
Reform Act induziert geradezu die Einführung
biometrischer Merkmale in die Pässe – dies
weltweit und bitteschön bis Oktober 2004. Ei-
ne visumfreie Einreise in die USA ist künftig
nur noch Bürgern aus Ländern möglich, die bis
Herbst 2004 die Einführung biometrischer Merk-
male beschließen. Kurz nach den Anschlägen
wird in Deutschland ein Terrorismusbekämp-
fungsgesetz verabschiedet, das biometrische
Merkmale in Aufenthaltspapieren von Auslän-
dern und – allerdings mit Gesetzesvorbehalt
– auch in Pässen und Ausweisen ermöglicht. Im
Juni 2003 verständigen sich die Staatschefs auf
einem EU-Gipfel aufeinen „coherent approach
on biometric identifiers“ und „harmonised so-
lutions for documents“. Dieser Tage hat die Eu-
ropäische Kommission einen Vorschlag für ei-
ne Verordnung zur Harmonisierung der Sicher-
heitsmerkmale mit biometrischen „Identifikato-
ren“ in den Pässen der EU-Bürger angenom-
men. Für Aufenthaltstitel seien Gesichtsbild und
Fingerabdrücke vorgesehen, für Pässe soll nur
das Gesichtsbild verpflichtend sein. Fingerab-
drücke können nach Ermessen der Mitglieds-
staaten hinzugefügt werden, zugleich soll aber
vermieden werden, „dass die einzelnen Mit-
gliedsstaaten Lösungen finden, denen es an In-
teroperabilität fehlt“.
Grundsätzliche Fragen
Die aufgeworfene Frage der Interoperabilität ist
in diesem Zusammenhang nur eine unter sehr
vielen – an ihr wird zumindest seit Ende der
90er in Standardisierungsgremien wie NIST
und ISO/IEC – teils im Verbund mit ICAO oder
Technologie-Konsortien – gearbeitet. Nun grund-
sätzlicher:
• Biometrische Anwendungen beruhen auf
„statistischen“ Verfahren. Zwei Erfassungen
biometrischer Merkmale (und die zu ver-
gleichenden Templates) gleichen sich nie ab-
solut, deshalb wird mit „Toleranzen“ bei der
Erkennung gearbeitet. Eingesetzte Verfahren
sind zu kalibrieren und Fehlerraten ändern
sich erheblich, wenn man den Kontext än-
dert. Hier genügt schon die Änderung der
Datenbank gegen die man abgleicht. Bio-
metrische Verfahren skalieren nicht oder nur
schlecht. Eine Vergleichbarkeit von Verfahren
ist nur bedingt gegeben, und wenn man wie
beim FERET-Test Ergebnisse gewinnt, wissen
wir immer noch nicht, wie sich die Verfah-
ren unter anderen Bedingungen verhalten2.




Privacy und neue Kontrollregime
1 Leopold, Nils (2003): Reader zur Fachanhörung Bünd-
nis 90/Die Grünen vom 19.05.2003 in Berlin: „Mehr
Sicherheit durch Biometrie?“, http://www.humanistische-
union.de/download.php?sid=32
2 Vor diesem Hintergrund sind auch Herstellerangaben
oder Ergebnisse aus Untersuchungen mit kleinen Test-
gruppen mit Vorsicht zu genießen.
Studien wie BioFace II stimmen nichtzuver-
sichtlich. Damit sind dann noch nicht die Pro-
bleme angesprochen, wie Akzeptanz, Über-
windungssicherheit, Datenschutz, Exklusivi-
tät ...
• Immer wieder hört man die Forderung nach
(zentralisierten) Dateien in denen die biome-
trischen Daten – am besten gleich als Roh-
daten – aller Bürger abgelegt werden sollen.
In Deutschland sind derartige Zentralregis-
ter verfassungswidrig, d. h. aber nicht, dass
es keine Gesetzesvorstöße in diese Richtung
gäbe. Die letzten Äußerungen der EU-Kom-
mission ließen solch ein Register gar für die
EU durchblicken.
• Für die „geforderten“ hochsicheren Grenz-
kontrollen ist es nicht vonnöten, Biometrie-
Infrastrukturen aufzubauen. Es genügte, wenn
sich der reisende Bürger gegen seinen Pass
verifiziert – man scheide dies bitte sorgfäl-
tig von der Identifikation. Nach Ausweiser-
stellung könnten Templates wie Rohdaten
weggeworfen werden, nur kommen solche
Verfahren nicht zum Einsatz. Man könnte
meinen, dass politisch nicht der sichere Pass
die Überlegungen antreibt, sondern ein um-
fassendes Immigrationsmanagement – und
dann ist es auch wieder konsequent, dass
man die biometrischen Verfahren bei Aufent-
haltstiteln von Ausländern testet.
Vorsicht ist geboten, denn mit der Frage der
Biometrik rüttelt man an den Grundfestende-
mokratischer Verfassung: Was bedeutet es, wenn
der Bürger vermessen zur Information wird und
dabei das allseits notwendige Rollenspiel un-




Institut für Technikfolgen-Abschätzung der 
Österreichischen Akademie der Wissenschaften
(ITA) 
Neue Informations- und Kommunikationstech-
nologien stehen als Querschnittstechnologien
im Zentrum vielfältiger Analyseansätze. Im öko-
nomischen Bereich sind es erwartete Effizienz-
steigerungen und Einsparungspotentiale, im so-
zialen Bereich wiederum stehen Fragen der Be-
einträchtigung der Privatsphäre und des Digi-
tal Divide im Vordergrund. Der Digital Divide
muss aber meines Erachtens neu gedacht wer-
den: Unter Digital Divide wird traditionellerwei-
se ein soziales Problem sozio-demographisch
bedingter Ausschlussformen bei der Nutzung
neuer Informations- und Kommunikationstech-
nologien verstanden. Neu hinzu kommt nun,
dass – basierend auf Überwachungs- und Kon-
trollmaßnahmen – aufgrund des Verhaltens der
UserInnen neue Differenzierungen und Zugangs-
barrieren entstehen. Durch neue Technologien
der Datengewinnung, -speicherung, -aufberei-
tung und -analyse werden neue soziale Segre-
gationen möglich, die massive Auswirkungen
auf die individuellen Lebenschancen von Be-
troffenen haben und ihre freie autonome Ent-
wicklung behindern können.
Dieser Beitrag zeigte vor dem Hintergrund mas-
siver Ausdehnung von Überwachung individu-
ellen Verhaltens, dass neben dem Thema „Be-
einträchtigung der Privatsphäre“, dem mit inter-
nationalen wie auch nationalen Regelungen
zum Datenschutz entgegengetreten wird, ein
weiteres nicht minder problematisches Feld er-
öffnet wird. Social Sorting (Lyon) wird betrieben
mit Hilfe großer Datenbanken, in denen eine un-
geahnte Fülle von Daten aus unterschiedlichen
Lebensbereichen gehortet wird. Thematisiert
wurden einerseits die technischen Grundlagen,
wie die Entwicklung von Datenbanken, Data
Warehousing und Verfahren zu deren Auswer-
tung (DataMining) aber auch die globalen Ver-
netzungsmöglichkeiten. Weiters analysiert wur-
den die neuen Datenqualitäten, wie sie etwa im
Bereich der genetischen Daten entstehen und
die sozialen Folgen des Social Sorting, die so-
wohl kurz- als auch langfristige Folgen beinhal-
ten. Diese Entwicklungen werden an einigen
zentralen Prinzipen des Datenschutzrechts ge-
messen. Es zeigt sich eine starke Konfliktlinie zu
wichtigen Grundprinzipien wie: Zustimmung,
Zweckbestimmung, Datensparsamkeit, kurze
Speicherdauer etc. Ob es dennoch Auswege
aus der „alle inkludierenden Exklusionsmaschi-
ne“ gibt, wurde abschließend diskutiert.
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Die Veröffentlichung des 
Privaten – Mit intelligenten 
Etiketten vom grundsätzlichen
Schutz der Privatsphäre zum
Selbstschutz-Prinzip
Andreas Krisch
VIBE!AT, Verein für Internet-Benutzer 
Österreichs
Die fortschreitende Miniaturisierung im Com-
puterbereich trägt maßgeblich dazu bei, dass
seit Jahrzehnten erfolgreich eingesetzte Techno-
logien der automatischen Identifikation aus Ni-
schenanwendungen heraus Massenmärkte er-
obern und damit in das Alltagsleben der Men-
schen vordringen. Diese Veränderung bringt
neue – beim Einsatz dieser Technologien bisher
unbekannte – Gefahren für die Privatsphäre mit
sich, die bei ungenügender Beachtung zu ei-
ner drastischen Änderung im Schutzniveau füh-
ren können. Von der grundsätzlich geschütz-
ten Privatsphäre zur grundsätzlichen Offenle-
gung der Verhaltensweisen.
Dieser Vortrag beschäftigte sich mit den An-
wendungen so genannter „Intelligenter Etiket-
ten“ im Bereich der eindeutigen Produktkenn-
zeichnung und analysiert die potentiellen Aus-
wirkungen eines im Aufbau befindlichen globa-
len Produktinformationssystems auf die Privat-
sphäre der betroffenen Konsumenten.
Die oft auch als „neue Generation der Barcodes“
bezeichneten und damit in ihren Möglichkei-
ten deutlich unterschätzten Radio Frequency
Identification (RFID) Etiketten bestehen aus ei-
nem wenige Millimeter großen Computerchip,
auf dem eine weltweit eindeutige Nummer zur
Identifikation des gekennzeichneten Produk-
tes gespeichert ist, und einer kleinen Antenne.
Werden sie in den Aktionsbereich eines Lesege-
rätes gebracht, übermitteln sie, ohne selbst
über eine eigene Stromversorgung zu verfügen,
die auf ihnen gespeicherten Informationen.
Aufgrund der damit einhergehenden Möglich-
keiten, Produkte ohne direkte Sichtverbindung
auf geringe Entfernungen automatisch eindeu-
tig identifizieren zu können werden im Bereich
der Warenlogistik große Einsparungspotentia-
le vermutet. Darüber hinaus sollen die „intel-
ligenten Etiketten“ in Warenhäusern eine au-
tomatische Inventarisierung ermöglichen und
durch automatische Erfassung des Warenkorb-
inhaltes Warteschlangen an den Kassen ver-
meiden helfen. Vorgeschlagene Anwendungen
im privaten Bereich reichen vom intelligenten
Kühlschrank bis zum elektronischen Kleiderkas-
ten, der seine Benutzer in Fragen der Mode un-
terstützt.
Basis all dieser Möglichkeiten ist die Kennzeich-
nung jedes einzelnen Produktes mit einer welt-
weit eindeutigen Identifikationsnummer und
ein Informationssystem, das Daten über diese
Objekte bereithält. Ein großflächiger Einsatz
dieser Technologien hat somit zur Folge, dass
Menschen alltäglich mehrere eindeutig iden-
tifizierbare Objekte bei sich tragen, deren In-
formationen jederzeit vom Besitzer unbemerkt
gelesen werden können und aufgrund derer
Analysen über Gewohnheiten, Vorlieben und
Verhaltensweisen des Besitzers möglich sind.
Diese weit reichende Inklusion der betroffe-
nen Konsumenten in die Datenverarbeitungs-
vorgänge der Konsumgüterindustrie legt da-
rüber hinaus die Basis für eine Reihe von An-
wendungen und Serviceleistungen, die nur aus-
gewählten Kundengruppen oder Besitzern von
bestimmten Produkten zugänglich gemacht
werden sollen. Dienstleistungen, Rabatte und
die Bereitstellung von Informationen werden
somit an die Teilnahme an der Datenverarbei-
tung gebunden. 
Die meisten der bisher bekannten Vorschläge
zur Entschärfung dieser für die Privatsphäre bri-
santen Auswirkungen basieren darauf, dass
der betroffene Konsument Vorkehrungen tref-
fen möge, um ein Lesen der Etiketten zu verhin-
dern. Der großflächige Einsatz „intelligenter“
Etiketten bringt somit die Gefahr mit sich, dass
das bisherige Prinzip der grundsätzlich geschütz-
ten Privatsphäre dem Selbstschutz-Prinzip wei-
chen muss. Die Entscheidung darüber, welche
Informationen man preisgeben möchte, könn-
te abgelöst werden durch die Entscheidung,
welche Informationen unbedingt geschützt wer-
den müssen und welcher Preis für diesen Schutz
sowohl in Form technischer Sicherungsmaß-
nahmen als auch in Form eines Verzichtes auf
bestimmte Leistungen zu bezahlen ist.
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Exklusiv oder inklusiv? 
Internet für alle und alles
Ulrich Riehm und Bettina-Johanna Krings
Institut für Technikfolgenabschätzung und 
Systemanalyse, Forschungszentrum Karlsruhe 
Das Internet ist weder „exklusiv“ noch „inklu-
siv“. Für die einen erweitert es die Handlungs-
spielräume, andere schließt es von Informati-
ons-, Kommunikations-, Transaktions- und Un-
terhaltungsmöglichkeiten aus. Wenn die un-
terschiedlichen Zugangs- und Nutzungschan-
cen des Internets mit sozialen Merkmalen wie
Geschlecht, Bildung, Rasse, Einkommen, Al-
ter etc. in Zusammenhang gebracht werden
können, dann spricht man auch von sozialer
Ungleichheit. Unter dem Stichwort „digital di-
vide“ werden diese Phänomene in Bezug auf
Kommunikationstechnologien und insbesonde-
re das Internet diskutiert. Dabei geht es in die-
ser Diskussion nicht allein um eine momenta-
ne Bestandsaufnahme, bei der man zeigen
kann, dass z. B. in Deutschland im Jahr 2003
Frauen nur zu 42,1 % „online“ sind und Män-
ner zu 58,8 %, sondern es geht um die Fra-
ge, ob über die Zeit die Ungleichheit zwischen
den sozialen Gruppen zu- oder abnimmt. So
stieg die Differenz der Online-Anteile von Frau-
en und Männern in Deutschland von 13,7 % im
Jahr 2001 auf 16,7 % im Jahr 2003. 
Mittlerweile gibt es eine Reihe von Studien, die
nicht nur nach den Internet-Nutzern und -Nut-
zerinnen fragen, sondern auch nach den In-
ternet-Nicht-Nutzerinnen und -Nutzern (TNS-
Emnid (N)Onliner Studie, ARD/ZDF-Offline-
Studie, Pew Internet & American Life Project,
UCLA Internet Project u. a.). Eine Auswertung
zeigt, dass eine Orientierung an einem bipo-
laren Modell der Nutzung und der Nicht-Nut-
zung verfehlt ist. Es kommen nicht nur neue
„Onliner“ im Zeitverlauf hinzu, sondern es wer-
den aus „Onlinern“ auch wieder „Offliner“
(„Dropouts“). Die Auffassung, dass der „Off-
liner“, die „Offlinerin“ unwillig, unerfahren,
technikabstinent und innovationsfeindlich sei,
lässt sich pauschal nicht aufrechterhalten. Ei-
ne genauere Auswertung der vorliegenden Stu-
dien soll Aufschluss über den derzeitigen Wis-
sensstand zur Nicht-Nutzung und den „Drop-
outs“ geben und die Einheitlichkeit oder Wider-
sprüchlichkeit der Trends aufzeigen.
Die in wissenschaftlichen und gesellschaftspo-
litischen Kontexten erhobene Forderung nach
einem „Internet für alle“ bringt zum Ausdruck,
dass die unterschiedlichen Formen sozialer Un-
gleichheit im Zugang sowie der Nutzung des In-
ternets nicht akzeptiert werden sollen. Diese
Forderung könnte als eine gesellschaftliche Für-
sorgepolitik interpretiert werden, der die Auf-
fassung zu Grunde liegt, dass die Informations-
technologien bzw. das Internet im Zuge der
gesellschaftlichen Entwicklung zur „Informati-
ons-“ oder „Wissensgesellschaft“ das zentrale
Medium der gesellschaftlichen Integration re-
präsentieren. Das „Internet für alle“ wird zum
„Internet für alles“. Allen soll die Chance eröff-
net werden, durch Qualifizierung, öffentliche
Zugangsstellen, „barrierefrei“ und nutzungs-
freundlich gestaltete Softwaresysteme etc. über
das Internet Teilhabe am gesellschaftlichen Le-
ben zu erlangen. 
Gleichzeitig werden angesichts der Informati-
sierung der Gesellschaft sowie der ökonomi-
schen Zwänge der Globalisierung herkömm-
liche Nutzungsmöglichkeiten eingeschränkt.
Schon heute gibt es Ortschaften und Stadtteile,
die beispielsweise über keine Apotheke, Post,
Bank oder Bibliothek verfügen. Eine Reihe von
Informations- und Transaktionsangebote sind
nur noch über das Internet zugänglich. Diese
Entwicklungen zeigen, dass nicht nur indivi-
duelle Handlungsmöglichkeiten eröffnet, son-
dern dass auch gesellschaftliche und soziale
Räume geschlossen werden. Damit besteht die
Gefahr, dass die individuell begründete Ent-
scheidung zur „Nicht-Nutzung“ in besonde-
rem Maße zu sozialen Ausgrenzungen führen
kann. Die Techniknutzung aber gesellschaft-
lich zu erzwingen, bedürfte einer besondere Le-
gitimation. Das „Internet für alle und für alles“
sollte nicht dazu führen, dass die bestehenden






Wahlmöglichkeiten über die Art der gesellschaft-
lichen Teilhabe auf eine technikdominierte Va-
riante reduziert werden.





Forschungsinstitut für Arbeit, Technik und 
Kultur, Tübingen 
Anknüpfend an die volkskundlich-kulturwissen-
schaftliche These vom „langen Arm des ‚Real
Life'“, die zum einen auf die Persistenz sozia-
ler Strukturierung und sozialer Praxis in der In-
ternetnutzung insistiert, zum anderen aber auch
darauf verweist, wie die sozialen Gebrauchs-
weisen des Internet innovativ im Sinne vorfind-
barer sozialer Strukturierung, politischer und
sozialer Praxen oder entlang bestehender Kon-
zepte alltäglicher Lebensführung (Voß u. a.) be-
ziehungsweise Habitus (Bourdieu) eingesetzt
werden, wurden die Prozesse sozialer Exklusi-
on und Inklusion in der Internetnutzung am Bei-
spiel
1. von Weblogs für die Ebene des individuellen
persönlichen Handelns im Internet,
2. anhand des virtuellen Parteitags der baden-
württembergischen Grünen in Deutschland
(2000) für die Partizipationsmöglichkeiten
und -schranken auf der Ebene politischer
Prozesse und hinsichtlich
3. der Einführung von E-Procurement-Syste-
men in der Arbeitswelt (Wirtschaft & Verwal-
tung) für die organisatorische Ebene
diskutiert. 
ad 1: Das Weblog ist ein webbasiertes Medien-
format, das aus kurzen Kommentaren, Tage-
bucheinträgen, Fotos und Links besteht. Web-
logs vereinfachen das Veröffentlichen von In-
formationen wesentlich. Die Vereinfachung be-
steht in der Reduzierung auf die Texteingabe,
da Layout und Erscheinungsbild nicht mehr ver-
ändert werden können/müssen. Deshalb gel-
ten Weblogs als die Verwirklichung des Verspre-
chens aus der Anfangszeit des Internet, das
im Netz jede/r ein Sender sein kann. Insofern
„enabeln“ Weblogs diejenige soziale Integra-
tion, die eine breitere Partizipation in der Medi-
enöffentlichkeit ermöglicht. Sie erweitern Hand-
lungsspielräume. Zu den wesentlichen Voraus-
setzungen der Nutzung dieses technischen Po-
tenzials gehören allerdings die Beherrschung
basaler Kulturtechniken wie Lesen, Schreiben,
Sammeln, Filtern und Gliedern. Darüber hinaus
bedarf es einer Subjektivität, in der Sendungs-
bewusstsein und Selbstdarstellung konstitutiv
sind. Bei Weblogs sind es also weniger ökono-
mische Zwänge oder zunehmende Komplexität
von Software-Technik, sondern individuelle (sub-
jektive) persönliche Fähigkeiten sowie die Be-
reitschaft zum Agieren in der Netzöffentlichkeit,
die den Grad der Inklusion bzw. Exklusion be-
stimmen. Inwiefern dabei von Technikverweige-
rung oder Selbstausschluss gesprochen werden
kann, wäre zu diskutieren.
ad 2: Das zweite Beispiel rekurriert auf der Be-
obachtung, dass auf der Grundlage des tech-
nischen Potenzials netzbasierter Kommunika-
tion gegenwärtig neue Möglichkeiten (und An-
forderungen) für das individuelle wie kollekti-
ve politische Handeln der Individuen entstehen.
Verbunden sind damit vielfältige Möglichkeiten
neuer Formen der Information, Kommunikati-
on und Kooperation sowie aktivierenden Poten-
ziale für Kultur und Politik. Inwiefern die Tech-
nik die politische Kultur im Sinne von Demokra-
tisierung, Erweiterung von Partizipation oder
größerer Transparenz nachhaltig beeinflussen
können, hängt weniger von medientechnischen
denn von sozialen und organisatorischen Inno-
vationen ab. Dies lässt sich insbesondere am
ersten (und bisher) letzten virtuellen Parteitag
der Grünen in Baden-Württemberg im Jahr
2000 zeigen, bei dem die Logik der Partei und
des Parteitags auf die Logik netzbasierter Kom-
munikation prallt. Offensichtlich laufen bestimm-
te soziale Implikationen von Online-Kommuni-
kation den gewachsenen organisationalen Lo-
giken und damit verbundene Machtverhältnis-
se in Parteien oder Verbänden in repräsenta-
tiven Demokratien zuwider. 
ad 3: Gleiches lässt sich für die Arbeitswelt in
Wirtschaft und Verwaltung beobachten. Eine
Voraussetzung für eine erfolgreiche Einführung
von E-Procurement-Systemen und die Reali-
sierung tendenziell erweiterter Partizipations-
und Gestaltungsmöglichkeiten sind sozialen In-
novationen in der Organisation der Arbeitspro-
zesse. E-Government alleine bedingt keine ef-
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fizientere oder gar bürgernähere Verwaltung.
Vielmehr müssen mit der Implementierung netz-
basierter technischer Innovationen die Verwal-
tungsabläufe und die Organisationsstrukturen
sowie die Verwaltungskultur insgesamt grund-
legend verändern werden. 
Insofern sollten Gegenstrategien zu Exklusions-
tendenzen von netzbasierter Technik weniger
auf weiteren Aktivitäten von digitaler Integra-
tion beruhen, als vielmehr Maßnahmen zur
sozialen Integration der Technik vorangetrieben
werden.
Empirische Grundlage des Vortrags waren das
Gutachten für den Deutschen Bundestag zu
neuen internetgestützten sozio-kulturellen und
politischen individuellen wie kollektiven Hand-
lungsmustern (2004) sowie Projekte an der Aka-
demie für Technikfolgenabschätzung in Stutt-
gart zu E-Procurement und Arbeitshandeln
(2003) sowie zum Virtuellen Parteitag der Grü-
nen (2001/2002).
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